
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Föderativer Aufbau
Schlagworte Jurafrage, Wahl- und Abstimmungsverfahren
Akteure Felber, René (sp/ps) alt-BR/ex-CF
Prozesstypen Interkantonale Zusammenarbeit
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Hirter, Hans

Bevorzugte Zitierweise

Hirter, Hans 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Föderativer Aufbau,
Jurafrage, Wahl- und Abstimmungsverfahren, Interkantonale Zusammenarbeit, 1994.
Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Föderativer Aufbau

1Jurafrage

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Jurafrage

In der Jurafrage wurde im Berichtsjahr ein wichtiger Schritt zur Versachlichung der
Auseinandersetzung eingeleitet. Unter dem Patronat des Bundesrats einigten sich die
Regierungen der Kantone Bern und Jura, den Dialog zwischen Vertretern des Kantons
Jura und des Berner Juras zu institutionalisieren. Dazu soll eine paritätisch
zusammengesetzte und von einer vom Bundesrat bezeichneten neutralen
Persönlichkeit präsidierte "Assemblée interjurassienne" geschaffen werden. Dieses
Forum soll einerseits über die Zukunft der Region diskutieren und andererseits
zuhanden der Kantonsregierungen Vorschläge für eine Intensivierung der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit entwickeln. Die Entscheidungen dieses Rates
müssen sich auf die mehrheitliche Zustimmung in beiden Delegationen stützen. Aus
dem Bericht Widmer wurde also die Idee einer gemeinsamen Institution übernommen,
nicht aber die Vorgabe, dass der Dialog zu einem Vorschlag für einen Anschluss der drei
französischsprachigen Berner Bezirke an den Kanton Jura führen müsse. Beide Seiten
hatten Konzessionen gemacht. Bern hatte der These zugestimmt, dass die sechs
jurassischen Bezirke gemeinsame Interessen haben. Die jurassische Regierung
anerkannte die Gültigkeit der bestehenden Kantonsgrenzen und kündigte an, dass sie
das Ausführungsgesetz zur Volksinitiative "Unir", welche den Kampf für eine
Wiedervereinigung zu einem prioritären Staatsziel deklariert, zurückziehen werde.
Die Reaktionen fielen in der Presse sehr positiv aus. Weniger eindeutig war das Echo im
Jura selbst. Im Berner Jura kritisierte zwar die SVP des Bezirks Moutier die
Nachgiebigkeit der Berner Regierung und bemängelte vor allem, dass die bernische
Delegation ohne Vertreter der Stadt Biel gebildet werden soll. Die SP und die FDP
begrüssten hingegen das Abkommen ebenso wie ihre jurassischen Schwesterparteien
und die berntreue "Force démocratique" (FD). Bei der CVP war die jurassische Sektion
eher positiv, die bernjurassische zum Teil engagiert negativ eingestellt.
Auf Seite der Autonomisten verurteilte das "Mouvement autonomiste jurassien" (MAJ),
die Nachfolgeorganisation der beiden jurassischen Autonomie-Bewegungen
"Rassemblement jurassien" und "Unité jurassiennne", die Vereinbarung mit scharfen
Worten. Die jurassische Regierung wurde des Verrats bezichtigt, da sie den Berner Jura
als nicht per se zum Kanton Jura gehörende Region anerkennen und damit das Ziel
einer Wiedervereinigung preisgeben würde. Nach der Zustimmung des jurassischen
Parlaments zum Abkommen passte sich das MAJ den neuen Gegebenheiten an - ohne
allerdings seine Verratsvorwürfe an die Adresse der jurassischen Regierung
zurückzunehmen - und deklarierte, dass es sich in der nächsten Zeit für eine möglichst
grosse Autonomie der bernjurassischen Bezirke innerhalb des Kantons Bern einsetzen
werde. Diese Autonomie werde dann zwangsläufig zu einer "Befreiung des Südjuras"
und einer Wiedervereinigung des gesamten jurassischen Volkes führen. Eine ähnliche
Begründung führte der "Bélier" bereits in einer ersten Stellungnahme an: Er begrüsste
das Abkommen und gab sich überzeugt, dass sich die Südjurassier in einem Dialog ohne
die Anwesenheit deutschbernischer und Bieler Vertreter rasch von den Vorteilen eines
Kantonswechsels überzeugen lassen würden. In späteren Äusserungen meldete auch
der Bélier Vorbehalte an, allerdings ohne sich gegen die Einsetzung eines
Diskussionsforums auszusprechen.
Die bernische Regierung hatte bereits beim Abschluss der Vereinbarung
bekanntgegeben, dass die bernjurassische Delegation aus den 12
Kantonsparlamentariern der drei Bezirke Courtelary, Moutier und La Neuveville
(darunter drei Autonomisten) gebildet werde. Der Berner Grosse Rat stimmte der
Vereinbarung bei lediglich zwei Gegenstimmen aus dem Lager der Autonomisten zu. Die
jurassische Regierung beschloss, das Abkommen angesichts seiner grossen politischen
Bedeutung ebenfalls vom Parlament ratifizieren zu lassen. Dieses stimmte mit 47:4
Stimmen bei 8 Enthaltungen zu; auf eine Forderung des MAJ nach einer kantonalen
Volksabstimmung trat es nicht ein, und das MAJ verzichtete auch auf die Lancierung
eines Referendums.
Die eröffnende Sitzung der "Assemblée interjurassienne" fand am 11. November in
Moutier (BE) statt; der Bundesrat hatte mit dem Einverständnis der Kantone Bern und
Jura alt Bundesrat Felber zum Vorsitzenden ernannt. 1
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